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Corona-Rezession bewältigen und Thüringen doppelt krisenfest machen –  Investitio-
nen für nachhaltige Konjunktur, gute Arbeit und gutes Klima 

 

Benjamin-Immanuel Hoff und Anja Siegesmund* 

 

Kluge Haushalts- und Finanzpolitik der vergangenen Jahre zahlt sich in der Krise aus 

Sowohl für die vergangene als auch die laufende Wahlperiode formulierte die rot-rot-grüne 
Landesregierung als Leitlinie ihrer Haushalts- und Finanzpolitik den Dreiklang aus einer 
stabilen Investitionsquote, finanzieller Vorsorge und konsequenter Schuldentilgung. Bei sehr 
unterschiedlicher Bewertung der drei Parteien hinsichtlich der Vor- und Nachteile einer 
Schuldenbremse waren sich die Partner einig, dass die langanhaltende Phase stark gestie-
gener Steuereinnahmen den optimalen Rahmen dafür bietet, Staatsschulden zu tilgen bzw. 
mit dem Ziel der Senkung von Zinsausgaben umzuschulden, finanzielle Rücklagen aufzu-
bauen und gleichzeitig offensiv in die Modernisierung der Infrastruktur, Bildung und Wissen-
schaft sowie den Klimaschutz zu investieren und die erforderlichen Mittel für den sozialen 
und regionalen Zusammenhalt, die Nachhaltigkeit und öffentliche Sicherheit bereitzustellen. 

Dieser Paradigmenwechsel war nötig, weil Thüringen im Vergleich zu den anderen ostdeut-
schen Ländern in 2014 noch eines der höchsten Schuldenkonten aufwies, was zu Lasten 
kommender Generationen immer mehr Entscheidungsspielräume einengen würde, wenn wir 
nicht konsequent tilgen, vorsorgen und zielgerichtet investieren würden. 

Über den Zeitraum seit Ende 2014 wurden deshalb erstmals seit Wiedergründung des Frei-
staates keine neuen Kredite aufgenommen. Allein in den Jahren 2017 und 2018 erfolgte – 
ausweislich des Stabilitätsberichts 2019 – eine Nettotilgung in Höhe von 272,7 Mio. EUR. 
Insgesamt wurden in der vergangenen Wahlperiode – das inzwischen abgeschlossene 
Haushalts 2019 noch nicht einbezogen – über 1,1 Mrd. EUR Altschulden getilgt und die 
Staatsschuld Thüringens erstmals seit 2004 auf den Wert von unter 15 Mrd. EUR zurückge-
führt. Zusätzlich erfolgt auf Basis des Thüringer Nachhaltigkeitsmodells eine gesetzlich fixier-
te, planmäßige Schuldentilgung. Darüber hinaus konnte – trotz Rücklagenentnahme bereits 
in den Vorjahren – eine umfangreiche Haushaltsreserve gebildet werden. Zielgerichtet konn-
ten  kommunale Investitionspauschalen in Höhe von 100 Mio. EUR als auch das Thüringer 
Zukunftsprogramm im Umfang von 275 Mio. EUR für die Jahre 2018/2019, mit dem Investiti-
onen in Umwelt, Infrastruktur, Digitalisierung und Kultur auf den Weg gebracht werden. 

Diese vorausschauende und im besten Sinne des Wortes antizyklische Haushalts- und Fi-
nanzpolitik der drei Parteien DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Freistaat 
hat zum Werterhalt öffentlicher Infrastruktur beigetragen. Sie schuf den Rahmen dafür, dass 
im Rückgriff auf die gebildeten Haushaltsreserven der Vorjahre noch vor Ausbruch der Coro-
na-Pandemie 560 Mio. EUR für kommunale Investitionen freigegeben und die bisherigen 
Maßnahmen zum Bewältigen der Corona-Krise gemeinsam mit den vom Bund kurzfristig 
bereitgestellten Soforthilfen abgefedert werden konnten. Kluge Haushaltspolitik baut vor. 

Gleichwohl stellt die Corona-Krise in Folge der durch den Lockdown verursachten Einbrüche 
in der Wirtschaftsleistung und der Steuereinnahmen die bisherigen Annahmen unserer 
Haushalts- und Finanzplanung - ähnlich einer Naturkatastrophe unvorhergesehner Intensität 
- auf den Kopf. Es kommt jetzt darauf an, sie wieder auf die Füße zu stellen: durch in der 

                                                
* Dieses Papier ist ein Zwischenergebnis unserer durchaus kontroversen Diskussionen über die Aus-
gestaltung der vor uns liegenden Aufgaben zur Bewältigung der Corona-Krise und ihrer gesamtwirt-
schaftlichen Folgen einerseits sowie der klimagerechten und digitalen Modernisierung Thüringens 
andererseits. Es beschreibt den Rahmen, in dem nun konkrete Maßnahmen für das künftige Konjunk-
turprogramm Thüringens gemeinsam innerhalb der rot-rot-grünen Koalition und mit konstruktiver Op-
position festzulegen sind. 
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Rezession konsequent antizyklisches Handeln einerseits und das Fortführen der sozialen, 
ökologischen und digitalen Modernisierung von Infrastruktur, Bildung, Kommunen und Wirt-
schaft andererseits. So tragen wir dafür Sorge, dass Thüringen aus dieser Krise am Beginn 
der 2020er Jahre gestärkt hervorgeht.  

  

Gerade jetzt rationale Entscheidungen treffen – Kreditaufnahme unvermeidlich 

Die Daten der jüngsten Steuerschätzung und die Prognosen der Wirtschaftsforschungsinsti-
tute weisen übereinstimmend auf schwerwiegende ökonomische Folgen des Corona-
bedingten Lockdowns des öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens hin. Dies geht einher mit 
Befürchtungen einer länger anhaltenden Rezession, wie u.a. das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) bei Betrachtung der Anleihen ermittelte: „Seit Mitte März nehmen die 
Fünfjahreslaufzeiten aller Länder drastisch zu. Die Marktteilnehmer erwarten offensichtlich, 
dass die negativen wirtschaftlichen Folgen der Pandemie noch von langer Dauer sein dürf-
ten. Dies betrifft alle Sektoren gleichermaßen; auch bei den Finanzunternehmen steigen die 
Renditen in ähnlichem Ausmaß.“ (DIW 2020) 

Das DIW schlussfolgert, dass geld- und fiskalpolitische Maßnahmen gut koordiniert und in-
ternational – insbesondere im europäischen Raum – abgestimmt sein sollten. Vor diesem 
Hintergrund ist die Initiative der EU-Kommission auch angesichts der Corona-Krise am 
Green Deal festzuhalten und sich nicht auf eine Verschiebung einzulassen, auch unserer 
Sicht richtig. Zwar sind die Staaten und damit auch die 16 deutschen Länder jetzt gefordert, 
sowohl die drastischen Steuermindereinnahmen bereits im laufenden Haushaltsjahr abzufe-
dern als auch über derzeit in den Landtagen Corona-Sonderprogramme mit konjunkturstabi-
lisierender Wirkung hinzuarbeiten. Der Green Deal aber fordert Anpassungen an alle Wirt-
schafts- und Lebensbereiche. Von daher schliessen wir uns Forderungen an, den Green 
Deal zur Grundlage für ein europäisches Wirtschaftsprogramm zu machen, das seine Durch-
schlagskraft in allen Ländern der EU entfalten kann.  

Die Bundesregierung wiederum hat ihre Entscheidung über ein neues Konjunkturprogramm 
noch nicht getroffen, doch ist bereits absehbar, dass an einem solchen Instrument kein Weg 
vorbeiführen wird. Es liegt ebenfalls auf der Hand, dass dieses Konjunkturprogramm keine 
Wiederauflage der Konjunkturprogramme aus der Finanzkrise der Jahre 2008/2009 sein 
kann, da die aus der Pandemie erwachsenden Herausforderungen und die Erfordernisse der 
Wirtschaft nicht vergleichbar mit der damaligen Situation sind. Weder die Bauwirtschaft noch 
die Finanzinstitute sind vom Lockdown maßgeblich negativ berührt worden. „Ausgebremst 
wurden in erster Linie Branchen, die mit sozialem Konsum verbunden sind, also persönliche 
Dienstleistungen, kulturelle Veranstaltungen und Gastronomie. Erst in zweiter Linie ist die 
Industrie betroffen, primär durch den Einbruch der Exporte und sekundär durch eigene Kon-
taktbeschränkungen. Der Finanz– und Bankensektor ist bislang nur von den Folgewirkungen 
mangelnder Kreditfähigkeit berührt. Diese aber werden durch die bereits laufenden staatli-
chen Stabilisierungsbemühungen bisher in engen Grenzen gehalten.“ (Horn 2020) Wir wer-
den im nachfolgenden Abschnitt skizzieren, wie eine zielgerichtet wirksame Konjunkturpolitik 
auch für Thüringen aussehen muss.  

Vorher ist jedoch zu klären, woher die dafür notwendigen Mittel kommen werden. Wir sehen 
dafür keinen anderen Weg als die Aufnahme von Krediten, wie dies eine Reihe von anderen 
Bundesländern angesichts der tiefgreifenden Wirkung der Corona-Pandemie und der Not-
wendigkeit ebenso tiefgreifender Gegenmaßnahmen bereits entschieden haben. Die bisher 
im Zuge der Corona-Krise geschaffenen Kreditermächtigungen der Länder belaufen sich 
Ende April 2020 auf ca. 66 Mrd. EUR, die des Bundes auf 156 Mrd. EUR. Während 
Nordrhein-Westfalen und Bayern Kredite im Umfang von 25 Mrd. EUR bzw. 20 Mrd. EUR 
aufgenommen haben, sind in Berlin und Thüringen bislang keine Kreditermächtigungen vor-
genommen worden. Unser Nachbarland Sachsen hingegen hat Kredite im Umfang von 6 
Mrd. EUR, das unserem Freistaat in finanzieller Hinsicht am nächsten stehende Land 
Schleswig-Holstein nahm Kredite im Umfang von 1 Mrd. EUR auf.  
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Diese Ermächtigungen werden im Laufe dieses Jahres aller Voraussicht noch ausgeweitet 
werden. Denn die Mehrheit der Länder hat in den bisherigen Nachtragshaushalten resp. 
Sondervermögensgesetzen keine Vorsorge für die drastischen Steuermindereinnahmen ge-
troffen. Auch für uns stellt sich nach der Steuerschätzung der vergangenen Woche, wie die 
Thüringer Steuermindereinnahmen des laufenden Jahres (vgl. nachstehende Tabelle) aus-
geglichen werden können. Sofern angestrebt werden würde, über das Instrument der haus-
haltswirtschaftlichen Sperre nach § 41 ThürLHO die Mindereinnahmen von 950 Mio. EUR – 
dies entspricht 8,6 Prozent des Gesamthaushalts zu erwirtschaften – erscheint dies als un-
geeignet. In der Vergangenheit wurden haushaltswirtschaftliche Sperren eingesetzt, um den 
erfahrungsgemäß verbleibenden Betrag, um den der tatsächliche Mittelabfluss hinter dem 
nach dem Haushaltsplan vorgesehenen zurückbleibt (Bodensatz), abzuschöpfen. Dies er-
folgt gemeinhin zum Jahresende und bildete in den vergangenen Jahren den oben erwähn-
ten Haushaltsüberschuss. Wenn das Instrument eingesetzt werden sollte, dann gezielt und 
mit einem Umfang, der nicht dazu führt, in einer tiefgreifenden Konjunkturkrise in die Rezes-
sion hinein zu sparen. Die haushaltswirtschaftliche Sperre wäre also als Globale Minderaus-
gabe auszugestalten und auf den realistischen „Bodensatz“ zwischen planmäßigem Soll und 
zu erwartenden IST zu beschränken und parallel dazu die Anwendung der konjunkturpoli-
tisch bedingten Maßnahmen nach § 42 ThürLHO zu prüfen und in geeigneter Weise zu voll-
ziehen.  

 

Tabelle: Übersicht der Ergebnisse der 157. Steuerschätzung vom 12.-14. Mai 2020 

  
Ist Schätzung 

2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 

                

Steuern insgesamt (Mio. €) 776.262,9 799.308,3 717.766 792.482 816.007 851.060 883.253 

vH gegenüber Vorjahr 5,7 3,0 -10,2 10,4 3,0 4,3 3,8 

                

BIP, nominal (Mrd. €) 3.344,4 3.435,8 3.274 3.497 3.601 3.708 3.819 

vH gegenüber Vorjahr 3,1 2,7 -4,7 6,8 3,0 3,0 3,0 

                

Volkswirtschaftl. Steuer-
quote 23,21 23,26 21,92 22,66 22,66 22,95 23,13 

                

Verteilung der Steuerein-
nahmen               

                

Bund (Mio. €) 322.358,7 329.052,2 284.536 305.844 315.035 332.190 341.286 

vH gegenüber Vorjahr 4,2 2,1 -13,5 7,5 3,0 5,4 2,7 

                

Länder (Mio. €) 314.057,7 324.517,3 297.186 330.150 340.215 353.539 367.460 

vH gegenüber Vorjahr 5,2 3,3 -8,4 11,1 3,0 3,9 3,9 
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Gemeinden (Mio. €) 111.257,8 114.817,4 102.124 115.368 117.867 122.531 127.257 

vH gegenüber Vorjahr 5,9 3,2 -11,1 13,0 2,2 4,0 3,9 

                

EU (Mio €) 28.588,7 30.921,4 33.920 41.120 42.890 42.800 47.250 

vH gegenüber Vorjahr 31,9 8,2 9,7 21,2 4,3 -0,2 10,4 

                

2018/2019 = Ist-Ergebnis; 2020-2024 = Schätzung 
     

Länder ohne Gemeindesteuern der Stadtstaaten; nach Finanzausgleich u. Ergänzungszuweisungen 

 

 

Die Rückzahlungszeiträume der bisherigen Kreditermächtigungen umfassen Zeiträume von 
6 Jahren, beginnend im Jahr 2021 (Niedersachsen) und 30 Jahren, beginnend 2022 (Bran-
denburg) bzw. 50 Jahre (NRW). Der Bund hat den Rückzahlungszeitraum auf 20 Jahre fest-
gesetzt. Anders als die Länder verfügt der Bund wiederum über eine Schuldenregel, die es 
ihm erlaubt, konjunkturunabhängig Kredite im Umfang von maximal 0,35 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts (BIP), aktuell sind dies rund 12 Mrd. EUR, jährlich aufnehmen zu können 
und sich insoweit Spielräume für die Kreditrückzahlung selbst zu verschaffen. 

Mit Blick auf die oben beschriebene antizyklische Haushalts- und Finanzpolitik dieser Lan-
desregierung in den vergangenen sechs Jahren ist unser Plädoyer für das Instrument der 
Kreditaufnahme zunächst nicht mehr als die rationale Entscheidung für die andere Seite der 
gleichen finanzpolitischen Medaille.  

Anhänger*innen der Schuldenbremse wird dieser Verweis aller Erfahrung nach nicht ausrei-
chen. Während die Autorin des vorliegenden Textes für eine Anpassung des Instruments hin 
zu einer „atmenden Schuldenbremse“ plädiert, stellt der Co-Autor den Sinn der Schulden-
bremse insgesamt in Frage. Einig sind wir uns wiederum darin, dass es angesichts von Nied-
rigzinsen, abflauender Konjunktur, drohender Rezession, Klimakrise und Investitionsstau 
eine Investitionsoffensive für die Zukunft braucht.  

Die jetzige Situation erfordert ein Umdenken. Je eher wir klug investieren, je besser. Das 
erfordert Mut und Bewegung raus aus den ideologischen Gräben rein in die Debatte über 
eine Schuldenbremse 2.0, die mit einem Update für Zukunftsinvestitionen aktualisiert wird. 
Wir können, anders als Konrad/Schäpitz 2010 suggeriert haben, nicht einfach beim Mantra 
„Schulden ohne Sühne?“ stehen bleiben. Der Bund kann durch das Gründen neuer Investiti-
onsgesellschaften und das Schaffen eines Bundesinvestitionsfonds mit einem jährlichen Vo-
lumen von 35 Milliarden Euro die grundgesetzlich fest geschriebene Schuldenbremse erwei-
tern.  

Hier soll nun anhand der im vergangenen Jahr von Hüther/Südekum erschienenen kritischen 
Betrachtung der Schuldenbremse dargelegt werden, worin wir uns bei weiterhin bestehen-
den Differenzen in der Kreditaufnahme-Bewertung einig sind. Hüther/Südekum argumentie-
ren, dass der weitgehende, bei den Bundesländern im konjunkturellen Normalfall sogar voll-
ständige, Verzicht auf öffentliche Verschuldung angesichts der aktuellen Zinskonstellationen 
und des erheblichen Investitionsbedarfs generell fragwürdig sei. In der zum Zeitpunkt der 
Veröffentlichung des Beitrags noch nicht absehbaren Corona-Krise gilt dieses Argument frei-
lich umso mehr.  
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Inzwischen ist eine Situation eingetreten, in der die Bundesrepublik auf eine 30-jährige 
Staatsanleihe einen Zinssatz von -0,13 Prozent zahlt. Das heißt, dass die Finanzinstitute der 
Bundesrepublik Deutschland eine Prämie zahlen, wenn er eine Anleihe bis 2050 aufnimmt.  

Die beiden genannten Autoren zeigen auf, dass „die Zinsen in Deutschland schon seit etwa 
40 Jahren tendenziell rückläufig (sind). Diese Entwicklung, die in ähnlicher Form auch in an-
deren Ländern zu beobachten ist, ist also höchst wahrscheinlich auf langfristige strukturelle 
Faktoren zurückzuführen, die sich nicht abrupt über Nacht wieder ändern.“ (Hüther/Südekum 
2020: 6) Als Gründe nennen führen sie sowohl eine demografiebedingte Sparneigung des 
Privatsektors als auch eine rückläufige Nachfrage von Unternehmen nach externer Finanzie-
rung an, auf die hier nicht weiter eingegangen werden soll. Festzuhalten bleibt, dass Staats-
verschuldung in der gegenwärtigen Finanzsituation geringe bis keine fiskalischen Kosten 
aufweist.  

Der DIW-Chef Marcel Fratzscher und weitere plädieren angesichts dessen dafür, als Refe-
renzwert für die Nachhaltigkeit der Staatsverschuldung nicht die Schuldenquote im Verhält-
nis zum BIP zu betrachten, sondern das Verhältnis zwischen Schuldendienst und BIP. Dies 
würde einen realistischen Blick auf den Anteil des Schuldendienstes zu den Steuereinnah-
men ermöglichen. Und es spricht zugleich für langfristige Rückzahlungszeiträume neu auf-
genommener Anleihen. 

 

 

Wirtschaftliche Impulse durch öffentliche Investitionen 

Die Liste der empirischen Untersuchungen über den positiven Effekt öffentlicher Investitio-
nen auf das BIP und nicht zuletzt privater Investitionen ist lang. Gleichwohl haben sich seit 
ebenso langer Zeit auf dem Tisch liegende Vorschläge, wie die Anwendung der  „goldenen 
Regel“ der Fiskalpolitik bislang nicht so umgesetzt, dass sie in den Regelungen des Bundes 
und der Länder zur Schuldenbremse berücksichtigt worden sind. Nach dieser Regel würden 
Nettoinvestitionen durch Kredite finanzierbar sein, während die anderen im öffentlichen 
Haushalt durchzuführenden Aufgaben ohne Anleihen über laufende Einnahmen gedeckt 
werden müssten. Dahinter steckt die Überzeugung, dass öffentliche Investitionen positive 
wirtschaftliche Wirkungen entfalten und die Ertragslage öffentlicher Investitionen eine Kredit-
finanzierung dieser investiven Ausgaben rechtfertigen würde. 

Jedoch bewegt sich, trotz aller Anstrengungen der vergangenen Jahre, seit der Jahrtau-
sendwende die Investitionsquote in Deutschland konstant – das heißt über alle Konjunktur-
zyklen und Krisen hinweg – unter dem Durchschnitt der OECD-Länder. Die Nettoanlagein-
vestitionen von Bund, Ländern und Gemeinden lagen im selben Zeitraum ebenfalls überwie-
gend im negativen Bereich, was nichts anderes heißt, als dass der Staat die Infrastruktur auf 
Verschleiß fährt. Die chronische Investitionsschwäche in Europa und insbesondere in 
Deutschland ist die Schattenseite der ausgeprägten Fokussierung auf die „schwarze Null“ in 
den öffentlichen Haushalten. Hinzu kommen Einsparungen in den für Hoch- und Tiefbau 
zuständigen Behörden der Länder, die dazu führten, dass Investitionsmittel nur langsam ab-
fließen konnten und öffentliche Baumaßnahmen vielfach verspätet und deutlich teurer als 
geplant fertiggestellt werden konnten. (Fischer/Hoff/Keller 2016: 2) 

Für Thüringen wurden deshalb in der ersten Hälfte der vergangenen Wahlperiode einige 
Vorschläge für eine aktivere Investitionspolitik unterbreitet (Fischer/Hoff/Keller 2016: 8ff.). Sie 
lauteten: 

1. Investitionshaushalt bilden – Transparenz schaffen – Prioritäten setzen 

2. Erweiterung des Investitionsbegriffs zu infrastrukturbezogenen Ausgaben 

3. Gleichgewicht zwischen Abschreibungen und Investitionen herstellen 

4. Investitionsrücklage aus Haushaltsüberschüssen aufbauen 

5. Thüringer Kulturinvestitionsprogramm in Öffentlich-Öffentlicher Partnerschaft. 
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Auch wenn von diesen Vorschlägen bislang nur die Überlegung einer Investitionsrücklage 
Eingang in die im Freistaat geltende Haushaltspolitik gefunden hat, ließ sich in den vergan-
genen Jahren eine spürbar rationalere Sicht auf den Wert öffentlicher Investitionen feststel-
len, wofür die erfolgreiche Finanzministerin Heike Taubert Verantwortung trägt. Reagiert 
werden konnte damit auf Handlungsbedarf insbesondere bei kommunalen Investitionen, digi-
taler Infrastruktur, dem Erhalt und der Modernisierung der Verkehrsinfrastruktur, Klimaschutz 
und Energiewende sowie der Bildungspolitik und dem öffentlichen Wohnungsbau. Die durch-
schnittlichen Effekte nach 5 Jahren sind in den zuerst genannten Bereichen durchschlagend. 

Kurzum: Zukunftsinvestitionen gibt es nicht zum Nulltarif und der aktuelle Konjunktureinbruch 
ändert nichts an der Notwendigkeit kraftvoller Maßnahmen zum Klimaschutz. Im Gegenteil – 
blieben wir untätig, kämen in Kürze größere Kosten auf uns zu. Ohne stärkere Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Klimawandels könnten sich die Kosten der Auswirkungen in Deutsch-
land laut DIW bis zum Jahr 2050 auf insgesamt knapp 800 Milliarden Euro belaufen. Insge-
samt würde dies zu gesamtwirtschaftlichen Wachstumseinbußen von bis zu 0,5 Prozent-
punkten führen. Ohne Gegenmaßnahmen könnten sich die Kosten bis 2100 sogar auf bis zu 
3.000 Milliarden Euro erhöhen, was einer ungefähren Vervierfachung gegenüber 2050 ent-
sprechen würde. Gleichzeitig berechnete etwa die Boston Consulting Group, dass „das 
Weltmarktvolumen der wichtigsten Klimatechnologien bis 2030 auf 1 bis 2 Billionen Euro pro 
Jahr wachsen wird. Deutsche Unternehmen können für diesen globalen Wachstumsmarkt 
ihre Technologieposition stärken.“ (Geibert 2020: 7) 

Warum jetzt? Im Allgemeinen ist sich die Wissenschaft darüber einig, dass die Effektivität 
fiskalpolitischer Maßnahmen während einer Rezession höher ist. Die Niedrigzinspolitik, die 
sehr gute finanzpolitische Situation Deutschlands und eine relativ gute öffentliche Investiti-
onseffizienz sind weitere Argumente, die für staatliche Impulse in der momentanen Krise 
sprechen. Die Autor*in stimmen insoweit mit dem DIW darin überein, ein Klima-
Konjunkturprogramm aufzulegen da ein solches Konjunkturpaket wirtschaftliche Erholung 
und eine ökologische Transformation der Wirtschaft verbinden kann: „Eine richtig konzipierte 
Klima- und Konjunkturpolitik, die auf Infrastruktur- und Forschungsinvestitionen abzielt, kann 
daher die Kosten der Umweltpolitik ausgleichen und die Wirtschaft ankurbeln“ (Kröger 2020: 
3). 

 

Den Kommunalen Solidarpakt 2020 (Scholz-Plan) unterstützen 

Der Bundesfinanzminister hat einen Kommunalen Solidarpakt bestehend aus drei Elementen 
vorgeschlagen: 

- Kompensation der Gewerbesteuerausfälle im Umfang von 11,8 Mrd. EUR 

- Übernahme kommunaler Liquiditätskredite im Umfang von ca. 45 Mrd. EUR 

- Paritätische Finanzierung des AAÜG vorgeschlagen.  

Der Vorschlag beruht auf dem bereits vor einigen Monaten unterbreiteten Scholz-Vorschlag 
der kommunalen Altschuldenhilfe. Anders als beim Ursprungsvorschlag hat das BMF inzwi-
schen auch die ostdeutsche Perspektive berücksichtigt, denn die kommunale Altschuldenhil-
fe wäre allein den westlichen Ländern, nicht jedoch den fünf ostdeutschen Ländern zugute-
gekommen.  

Hinsichtlich der Gewerbesteuerkompensation schlägt der Bund die paritätische Finanzierung 
zwischen Bund und Ländern vor, während er bei der Übernahme kommunaler Liquiditätskre-
dite nicht alle Länder in der Finanzierungsverantwortung sieht, sondern nur diejenigen Län-
der mit Kommunen, die übermäßig verschuldet sind und bei denen er Landes-
Altschuldenprogramme bereits gegenrechnen will. Als übermäßig gelten dabei diejenigen 
Liquiditätskredite, die für eigene Zwecke, nicht zur Finanzierung von Investitionen oder ande-
rem Kommunalvermögen verwendet wurden und einen Sockelbetrag von 100 EUR je Ein-
wohner*in zum Stichtag 31.12.2019 überschreiten. Hierfür ist eine Verfassungsänderung 
erforderlich, gegen die sich der Freistaat Bayern bereits ausgesprochen hat.  
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Es ist eine seit langem artikulierte Forderung der ostdeutschen Länder, dass der Bund mehr 
Verantwortung bei den Lasten aus den Zusatzversorgungssystemen der DDR (AAÜG) über-
nimmt. Nach dem Scholz-Plan würde der Bund ab 2021 die AAÜG-Lasten paritätisch zu den 
ostdeutschen Ländern übernehmen und damit um 10 Prozentpunkte aufstocken. Auch wenn 
damit die Forderung nach vollständiger Entlastung von den AAÜG-Ausgaben bei weitem 
nicht erreicht wäre, würde dieser Schritt spürbare Handlungsmöglichkeiten erweitern und 
ermöglichen, der Zielsetzung des Bundes Rechnung zu tragen, die gewonnenen Spielräume 
für die Lösung noch bestehender Altschuldenprobleme kommunaler Wohnungsunternehmen 
Ostdeutschlands sowie zur Stärkung kommunaler Investitionen einzusetzen.  

 

 

Zukunftspakt für eine nachhaltige Konjunktur, Klimaschutz und gute Arbeit in Thüringen 

Die Tiefe der wirtschaftlichen Krise erfordert neben den bereits sehr umfassenden Soforthil-
femaßnahmen ein darauf aufbauendes Konjunkturprogramm. Verschiedene Autor*innen 
(Horn, DIW u.a.) weisen darauf hin, dass die generellen Anforderungen an ein solches Pro-
gramm in den sogenannten drei oder vier Ts, die aus dem Englischen stammen, bestehen. 
Sie sollten  

- timely (frühzeitig),  

- targeted (gezielt)  

- temporary (zeitweilig) und 

- angesichts der klimapolitischen Herausforderung transformative (umgestaltend) 

sein.  

Mit anderen Worten: Ein künftiges Konjunkturprogramm muss den Green Deal zur ökologi-
schen Umgestaltung der Wirtschaft befördern und in diesem Sinne langfristig nachhaltige 
Impulse setzen. In diesem Sinne wird von einer doppelten Rendite sowohl für Ökonomie als 
auch für Ökologie gesprochen. 

Die Begrifflichkeit des „Green Deal“ nimmt bewusst Bezug auf die tiefgreifenden Strukturre-
formen des New Deals F.D. Roosevelts, das aus dem Dreiklang (Relief, Recovery, Reform) 
bestand, wie Agora EW/VW darlegen und entsprechend adaptieren (Agora 2020: 8): 

1. Die Relief-Maßnahmen zur Milderung der ökonomischen Folgen der Corona-Krise 
(Soforthilfen), 

2. Die Recovery-Maßnahmen zur Konjunkturentwicklung, die schnell umsetzbar und 
großvolumig sein müssen, um zu wirken (Konjunkturprogramm), 

3. Die langfristig angelegten Reform-Maßnahmen, die auf einen strukturellen Wandel 
zielen, um die Gesellschaft resilienter, digitaler und klimaneutraler zu machen. 

Wir müssen also zweierlei in den Blick nehmen: Zum einen die angebotsorientierte Seite des 
Konjunkturprogramms. Hier benennt Gustav A. Horn folgende Prioritäten „Den höchsten 
Stellenwert sollten jene Bereiche einnehmen, in denen sozialer Konsum massiv beschränkt 
wurde und der Einnahmeausfall später nur schwer kompensiert werden kann. Danach folgen 
all jene Bereichen, wo eine Kompensation möglich ist. Schließlich kommen jene Bereiche, 
die nur unter den Folgewirkungen leiden.“ (Horn 2020: o.S.) 

Dabei ist zu beachten, wie Horn darstellt, dass für die erste Gruppe keine klassische Nach-
frageförderung geeignet ist, da die Konsumptionsverluste des Lockdown nicht nachgeholt 
werden können. Dies gilt in gleicher Weise für kulturelle Veranstaltungen. Für die Gastrono-
mie ist die Mehrwertsteuersenkung deshalb das am stärksten wirksame Instrument. Dass 
Konsumgutscheine die Verluste u.a. im kulturellen Sektor auffangen können, darf bezweifelt 
werden. Deshalb wird es darauf ankommen, neben der Senkung der Mehrwertsteuer und 
dem Instrument der Gutscheine, die wenn dann regional ausgerichtet sein sollten, um regio-
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nale Kreisläufe zu stärken, weitere Maßnahmen zur Stimulierung erhöhter Nachfrage in den 
Sektoren Kultur, Tourismus etc. zu identifizieren. 

Die zusätzlichen staatlichen Ausgaben zur Anregung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 
sollten, wie Horn mit Bezug auf Untersuchungen und Vorschläge u.a. des IMK, IW aber von 
uns auch hier im Text benannt, dem DIW oder Wuppertal Institut unterbreitet, darlegt „in Be-
reiche fließen, die für eine nachhaltige Produktion und die Widerstandskraft der Volkswirt-
schaft von hoher Bedeutung sind. […] Sie sollten in die Bereiche Gesundheit, Wohnen, er-
neuerbare Energie, emissionsarme Verkehrsinfrastruktur, digitale Infrastruktur und Bildung 
fließen. Hier entsteht zukunftsträchtige Wertschöpfung. Zugleich wird durch einen quantitati-
ven wie qualitativen Sprung in der Digitalisierung und im Gesundheits- sowie dem Bildungs-
bereich die Widerstandskraft der Volkswirtschaft bei globalen Krisen wie der Pandemie ge-
stärkt.“ (Horn 2020: o.S.) 

Zugleich müssen die Maßnahmen zur Stärkung der Binnenkonjunktur durch ein europäi-
sches Konjunkturprogramm ergänzt und verstärkt werden, dessen Grundlagen im Green 
Deal der EU liegen müssen. „Auch dieses Programm sollte gezielt und transformativ ausge-
staltet sein. Dabei geht es um die Förderung europäischer öffentlicher Güter wie schneller 
und ökologischer Verkehrsverbindungen, sauberer Energie und einer digitalen Infrastruktur 
auf Hochleistungsniveau. Von dem mit diesen Vorhaben verbundenen Ausgabenschub profi-
tieren am Ende alle europäischen Märkte.“ (Horn 2020: o.S.) 

Ein Zukunftspakt für Thüringen, ein Green New Deal, kann jetzt Handlungsspielräume für 
morgen eröffnen, wenn nachhaltige Investitionen Vorrang haben. Dazu gehören Investitionen 
in Bildung ebenso, wie ein Schwerpunkt auf Förderprogramme, die die Transformation hin zu 
einer nachhaltigeren, rohstoffeffizienteren und umweltverträglichen Wirtschaftsweise lenkend 
unterstützen. Kreislaufwirtschaft und die Transformation unseres Energiesystems im Speziel-
len sowie die notwendige Ausrichtung der Wirtschaft auf Treibhausgas-Neutralität und nach-
haltige Ressourcennutzung im Allgemeinen, müssen bei allen konjunktur- und strukturpoliti-
schen Maßnahmen mitgedacht werden. Kommende konjunkturelle Impulse sollten also 
grundsätzlich in Richtung Nachhaltigkeit und Klimaverträglichkeit wirken. Wir unterstützen 
ausdrücklich die Forderungen des DIW zum „klimagerechten Rettungsschirm“. 

Der ökologische Umbau ist angesichts der erkennbaren Auswirkungen der Klimakrise auf 
Thüringen bereits jetzt dringender denn je. Wir sind davon überzeugt, dass es gelingen kann, 
Thüringen bis 2035 erneuerbar zu machen und zwar dezentral und regional und damit auch 
krisenfest. Durch die Ansiedlung zukunftsorientierter Wirtschaftszweige kann Thüringen zu 
einem „Land der Nachhaltigkeit“ werden. Mit Projektmitteln der Bundesebene können wir 
Forschungszentren zu Themenkomplexen wie Energiespeichertechnologien sowie nachhal-
tige Mobilität gründen und die Unterstützung solcher Start-Ups  hochfahren. Unser Ziel muss 
es  sein, diese regionalen Wertschöpfungsketten zu stärken, wo wir können. Im Zusammen-
hang mit der Festlegung des Mittelfristigen Finanzrahmens der EU werden wir dabei auch 
über die künftige Ausgestaltung der Landwirtschaftspolitik in den zwei Säulen der Gemein-
samen Agrarpolitik (GAP) zu entscheiden haben. Dass die Autorin und der Co-Autor dabei 
strukturell unterschiedliche Ausgangspunkte haben, ist eine Herausforderung, die zu bewäl-
tigen ist. 

Frühzeitig und gezielt zu agieren ist der Weg für eine doppelte Rendite im ökologischen und 
ökonomischen Sinne. Sie kann sich einstellen, wenn wir jetzt klug agieren. Die Transformati-
on, wird uns nur gelingen wenn wir heute schon an morgen denken und langfristig orientie-
ren. Das Mindeste, um den Corona-Reset-Knopf im Sinne der 4 Ts erfolgreich drücken zu 
können, ist ein mittelfristiges Haushaltsgerüst. Ein Doppelhaushalt, der nicht allein den Wahl-
tag des kommenden Jahres als Bezugspunkt nimmt, sondern die Gestaltung der kommen-
den Dekade, kann dazu ein Instrument sein. 
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